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Fünfundfünfzigste Verordnung zur Änderung der Außenwirtschaftsverordnung 


Auf Grund des § 27 Abs. 1 Satz 1 und 2 in Verbin- 
dung mit § 2 Abs. 1 und 3, § 10 Abs. 5 sowie § 26 
Abs. 1 und 2 des Außenwirtschaftsgesetzes in der 
im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
7400-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, von 
denen § 27 Abs. 1 Satz 1 und 2 durch das Gesetz vom 
6. Oktober 1980 (BGBl. I S. 1905) und §26 Abs. 2 
durch das Gesetz vom 29. März 1976 (BGBL I S. 869) 
neu gefaßt worden sind, verordnet die Bundesregie- 
rung und auf Grund des § 27 Abs. 1 Satz 1 und 2 in 
Verbindung mit § 5 des Außenwirtschaftsgesetzes 
der Bundesminister für Wirtschaft im Einverneh- 
men mit dem Bundesminister des Auswärtigen und 
dem Bundesminister der Finanzen: 


Artikel 1 

Die Außenwirtschaftsverordnung in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 3. August 1981 (BGBl. I 
S. 853), zuletzt geändert durch die Verordnung vom 
17. Januar 1983 (BGBL I S. 29), wird wie folgt geän- 
dert: 

1. In § 10 Abs. 3 Satz 5 wird die Bezeichnung „TIR- 
Übereinkommen (BGBL 1961 II S. 649)“ durch 
die Bezeichnung „TIR-Übereinkommeri 1975 
(BGBL 1979 II S. 445)“ ersetzt. 

2. § 18 Abs. 4 wird wie folgt gefaßt: 

„(4) Ausführer, denen die Verfahrenserleich- 
terung nach § 15 Abs. 6 gewährt worden ist, 
können für Ausfuhren nach Abs. 1 Satz 1, die 
ohne diese Verfahrenserleichterung vorgenom- 
men werden, anstelle des Ausfuhrscheins eine 
Ausfuhrkontrollmeldung nach § 9 Abs. 1 und 2 
vorlegen.“ 

3. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 41 wird folgender Buchsta- 
be c angefügt: 

,,c) Waren, die auf Grund von § 2 Abs. 1 
Nr. 2 Buchstabe b der Allgemeinen Ge- 
nehmigung Nr. 1 zur Interzonenhan- 
delsverordnung vom 4. Juli 1980 (Bei- 
lage zum BAnz. Nr. 145 vom 8. August 
1980) in der jeweils geltenden Fassung 
aus dem Währungsgebiet der Mark der 
Deutschen Demokratischen Republik 
durch das Wirtschaftsgebiet befördert 
wurden und ausgeführt werden;“. 

b) In Absatz 3 Satz 1 wird der Punkt am Ende 
durch ein Komma ersetzt und folgender 
Satzteil angefügt: 


„Absatz 1 Nr. 41 Buchstabe c keine Anwen- 
dung auf die in Teil I Abschnitt A und B der 
Ausfuhrliste genannten Waren.“ 

4. § 27 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Nr. 2 Buchstabe b werden die 
Worte „Macau, Sri Lanka“ durch das Wort 
„Singapur“ ersetzt. 

b) Absatz 3 Satz 1 Nr. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„1. mit dem Zollantrag auf Abfertigung 
zum freien Verkehr, zu einem Freigut- 
verkehr oder zur Zollgutverwendung, 
bei der Einfuhr in einem Sammelzoll- 
verfahren nach § 12 Abs. 3, §§ 12 a oder 
40 a des Zollgesetzes jedoch mit der 
Sammelzollanmeldung,“. 

c) Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Abweichend von Satz 1 Nummer 1 kann die 
Zollstelle verlangen, daß die Einfuhr abfe rti- 
gung 

1. bei Zollabfertigung nach vereinfachter 
Zollanmeldung mit der Abgabe der ver- 
einfachten Zollanmeldung, 

2. bei Zollabfertigung nach Aufzeichnung 
mit der Abgabe der Aufzeichnungsan- 
zeige, 

3. bei Zollanmeldung nach Gestellungsbe- 
freiung unverzüglich nach dem Verbrin- 
gen der Waren an den dafür bestimmten 
Ort 

zu beantragen ist, wenn dies zur Sicherung 
der einfuhrrechtlichen Belange erforderlich 
ist.“ 

d) In Absatz 4 Satz 1 werden die Worte „bei 
Sammelzollanmeldung oder Zollbehandlung 
ohne Abfertigung jedoch mit der Sammel- 
zollanmeldung oder Zollanmeldung“ durch 
die Angabe „bei der Einfuhr in einem Sam- 
melzollverfahren nach § 12 Abs. 3, §§ 12 a 
oder 40 a des Zollgesetzes jedoch mit der 
Sammelzollanmeldung“ ersetzt. 

e) Absatz 5 Nr. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„1. mit dem Zollantrag auf Abfertigung 
zum freien Verkehr oder zur Freigut- 
verwendung, bei der Einfuhr in einem 
Sammelzollverfahren nach § 12 Abs. 3, 
§§ 12 a oder 40 a des Zollgesetzes jedoch 
mit der Sammelzollanmeldung,“. 

f) In Absatz 5 wird folgender zweiter Satz an- 
gefügt: 
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„Zur Sicherung einfuhr- oder lizenzrechtli- 
cher Belange kann die Zollstelle wie nach 
Absatz 2 Satz 2 verfahren.“ 

5. § 27 a Abs. 3 Nr. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. für Waren, für die ein Sammelzollver- 
fahren zugelassen ist und die für zum 
Vorsteuerabzug berechtigte Unterneh- 
men eingeführt werden, der Vor- 
druck E 2f (Sp), E 2g, E 2h oder E 2i“. 


stimmte Ausfertigung des Zahlungsauftra- 
ges bei der Erteilung des Auftrages auch in 
verschlossenem Umschlag, auf dem sein 
Name und seine Anschrift als Absender 
angegeben sind, zur Weiterleitung an die 
Deutsche Bundesbank abgeben; in diesem 
Falle brauchen in der für das Geldinstitut 
oder die Postanstalt bestimmten Ausferti- 
gung die statistischen Angaben und in der 
für die Deutsche Bundesbank bestimmten 
Ausfertigung die zahlungsverkehrstechni- 
schen Angaben nicht ausgefüllt zu wer- 
den;“. 


6. § 30 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Abweichend von Absatz 1 wird für 
Waren, auf die die Verordnung (EWG) 
Nr. 636/82 des Rates vom 16. März 1982 zur 
Schaffung eines wirtschaftlichen passiven 
Veredelungsverkehrs für bestimmte Textil- 
und Bekleidungserzeugnisse, die nach Be- 
oder Verarbeitung in gewissen Drittländern 
wieder in die Gemeinschaft eingeführt wer- 
den (ABI. EG Nr. L 76 S. 1), in der jeweils 
geltenden Fassung Anwendung findet, die 
Einfuhrgenehmigung auf einem Vordruck 
nach Anlage E 3 b erteilt.“ 

b) Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden Ab- 
sätze 4 und 5. 

7. § 32 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 4 wird folgender Halbsatz ange- 
fügt: 

„bei der Bemessung des Wertes unentgelt- 
lich gelieferter Muster und Proben bleiben 
Vertriebskosten außer Betracht;“. 

b) Hinter Nummer 8 wird folgende Num- 
mer 8 a angefügt: 

„Kunstgegenstände, Sammlungsstücke und 
Antiquitäten, die nicht zum Handel be- 
stimmt sind;“. 

c) Nummer 11 wird gestrichen. 

8. § 61 Nr. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„1. bei Zahlungen nach § 60 Abs. 1 mit der Er- 
teilung des Auftrages an das Geldinstitut 
oder die Postanstalt; der Auftraggeber 
kann die für die Deutsche Bundesbank be- 


9. Die Anlage E 1 zur Außenwirtschaftsverord- 
nung erhält die Fassung der Anlage 1 zu dieser 
Verordnung. 

10. Die Anlagen E 2 a, E2f, E2g, E2h, E2i, E2m 
erhalten die Fassung der Anlagen 2 bis 7 zu die- 
ser Verordnung. 

11. Die Anlage 8 zu dieser Verordnung wird die An- 
lage E 3 b zur Außenwirtschaftsverordnung. 


Artikel 2 

Die in den bisherigen Anlagen E 1, E2f, E2g, 
E 2 h und E 2 i zur Außenwirtschaftsverordnung ge- 
nannten Vordrucke können in der bis zum Inkraft- 
treten dieser Verordnung gültigen Form noch bis 
zum 30. Juni 1984, die in den bisherigen Anla- 
gen E 2a und E2m genannten Vordrucke können 
ohne Befristung aufgebraucht werden. 


Artikel 3 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes in Verbindung mit § 51 Abs. 4 des 
Außenwirtschaftsgesetzes auch im Land Berlin. 


Artikel 4 

Diese Verordnung tritt mit Ausnahme des Arti- 
kels 1 Nummer 4 Buchstabe b bis e, Nummer 5 und 
Nummer 9 am Tage nach der Verkündung in Kraft. 
Artikel 1 Nummer 4 Buchstabe b bis e, Nummer 5 
und Nummer 9 treten am 1. Januar 1984 in Kraft. 


[Von einer Wiedergabe der Anlagen — vgl. Artikel 1 Nr. 9 bis 11 der VO — wird hier abgesehen.] 
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Begründung 


I. Allgemeines 

1. Der wesentliche Inhalt der Fünfundfünfzigsten 
Verordnung zur Änderung der Außenwirt- 
schaftsverordnung besteht in Folgendem: 

Die Außenwirtschaftsverordnung wird an die 
neuen und verbindlichen Regelungen der EWG 
für die Sammelzollverfahren sowie das Verfah- 
ren für den passiven Veredelungsverkehr mit 
bestimmten Textil- und Bekleidungserzeugnis- 
sen angepaßt (vgl. Artikel 1 Nr. 4 bis 6). Einzel- 
fälle aus der Praxis des Außenhandels haben 
den Anstoß zu einigen Verfahrenserleichterun- 
gen und Ausnahmen vom Genehmigungserfor- 
dernis gegeben (vgl. Artikel 1 Nr. 2, 3 und 7). Bei 
den Meldungen im Zahlungsverkehr wird dem 
Gesichtspunkt des Datenschutzes stärker Rech- 
nung getragen. 

2. Auswirkungen der Verordnung auf Einzelpreise 
und Preisniveau, insbesondere das Verbraucher- 
preisniveau sind nicht zu erwarten. Die durch 
die Änderung des EWG-Rechts veranlaßten Vor- 
schriften sind preisneutral; insbesondere führen 
die neuen Vorschriften über den passiven Ver- 
edelungsverkehr (Artikel 1 Nr. 6) keine Geneh- 
migungspflicht ein, sondern setzen eine solche 
auf Grund anderer EG-Rechtsakte voraus. Die 
Erleichterungen führen bei den Begünstigten 
und bei der Außenwirtschaftsverwaltung zu ei- 
ner gewissen Kostenersparnis, die jedoch nicht 
beziffert werden kann und wegen ihrer relativen 
Geringfügigkeit keinen Einfluß auf die Preisge- 
staltung hat. 


II. Im einzelnen 

Artikel 1 

1. Nummer 1 

Die neue Fundstelle berücksichtigt das Inkrafttre- 
ten des TIR-Übereinkommens 1975 zum 20. Juni 
1983 entsprechend der Bekanntmachung vom 
10. Juni 1983 (BGBl. II S.446). 

2. Nummer 2 

Der alte § 18 Abs. 4 sah die wahlweise Zulassung 
der Ausfuhrkontrollmeldung anstelle des Ausfuhr- 
scheins nur für genehmigungsbedürftige Waren, 
nicht aber für die ebenfalls in § 18 Abs. 1 genannten 
ausfuhrlizenzpflichtigen Waren vor. Eine Prüfung 
hat ergeben, daß auch die zuletzt genannten Waren 
in die Regelung des § 18 Abs. 4 einbezogen werden 
können. 


3. Nummer 3 

Die neue Ausnahmebestimmung ermöglicht die ge- 
nehmigungsfreie Ausfuhr von Waren, die im Rah- 
men der Vorschriften über den innerdeutschen 
Handel durch das Wirtschaftsgebiet befördert wer- 
den; Waffen, Munition, Rüstungsmaterial sowie 
ausfuhrbeschränkte Waren des Kernenergiebe- 
reichs sind durch die Neufassung des § 19 Abs. 3 
Satz 1 ausgenommen. 

4. Nummer 4 Buchstabe a 

Durch die Verordnung (EWG) Nr. 3589/82 des Rates 
vom 23. Dezember 1982 über die gemeinsame Ein- 
fuhrregelung für bestimmte Textilien mit Ursprung 
in Drittländern (ABI. EG Nr. L 374 S. 106 — dort 
Anhang V Artikel 1 Abs. 3 und 4) haben die Einfüh- 
rer auch bei Waren mit Ursprung in Macau und Sri 
Lanka die Möglichkeit, in bestimmten Fällen bei 
der Einfuhr eine Ursprungserklärung anstelle eines 
Ursprungszeugnisses vorzulegen. Der bisherige § 27 
Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe b trifft daher auf diese bei- 
den Länder nicht mehr zu. Bei Singapur ist die 
Rechtslage auf Grund der genannten Verordnung 
umgekehrt. 

5. Nummer 4 Buchstabe b bis e, Nummer 5 und 10 

Gemäß der Richtlinie 79/695/EWG des Rates vom 
24. Juli 1979 zur Harmonisierung der Verfahren für 
die Überführung von Waren in den zollrechtlich 
freien Verkehr (ABI. EG Nr. L 205 S. 19) müssen die 
Sammelzollverfahren zum 1. Januar 1984 neu gere- 
gelt werden. Die dementsprechenden Änderungen 
des Zollrechts wurden vorgenommen durch 

a) das Siebzehnte Gesetz zur Änderung des Zollge- 
setzes vom 12. September 1980 (BGBl. I. S. 1695), 

b) die Dreiunddreißigste Verordnung zur Ände- 
rung der Allgemeinen Zollordnung vom 19. Juli 
1983 (BGBl. I S. 1034). 

Die AWV ist zum 1. Januar 1984 der geänderten 
Rechtslage anzugleichen. 

Folgeänderungen der Einfuhrformulare sind vom 
Statistischen Bundesamt schon bekanntgemacht 
worden (vgl. Bekanntmachung vom 22. August 1983 
im BAnz. S. 9590) und werden für das Außenwirt- 
schaftsrecht, zusammen mit einigen geringfügigen 
weiteren, aus zollrechtlichen Gründen veranlaßten 
Änderungen (vgl. Bekanntmachung vom 14. Dezem- 
ber 1982 — BAnz. Nr. 238 S. 4), nachvollzogen. 

6. Nummer 4 Buchstabe f 

Die von 1979 datierende Regelung des § 27 Abs. 3 
Satz 2 dient der Sicherung einfuhrrechtlicher Be- 
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lange bei Sammelzollverfahren, um einem Unter- 
laufen eventueller Beschränkungen entgegenwir- 
ken zu können. Inzwischen ist das Bedürfnis aufge- 
treten, die sog. vorgezogene Einfuhrabfertigung 
auch auf lizenzpflichtige Marktordnungswaren er- 
strecken zu können. Dem dient der neu angefügte 
Satz in Absatz 5. 

7. Nummer 6 und 1 1 

Mit Verordnung (EWG) Nr. 1828/83 der Kommission 
vom 30. Juni 1983 über die Form der vorherigen Be- 
willigungen wirtschaftlicher passiver Veredelungs- 
verkehre für Textil- und Bekleidungserzeugnisse 
und die Modalitäten der Erteilung und Kontrolle 
dieser Bewilligungen (ABI. EG Nr. L 180 S. 16) wird 
für die Genehmigung (vorherige Bewilligung) des 
passiven Veredelungsverkehrs, soweit er unter die 
Verordnung (EWG) Nr. 636/82 des Rates vom 
16. März 1982 (ABI. EG Nr. L 76 S. 1) fällt, ein be- 
stimmter EG-einheitlicher Vordruck vorgeschrie- 
ben. Dieser wird in das nationale Recht als neue 
Anlage E 3 b zur Außenwirtschaftsverordnung 
übernommen. 

8. Nummer 7 
Buchstabe a 

Die bisherige Fassung des § 32 Abs. 1 Nr. 4, die nicht 
zwischen entgeltlich und unentgeltlich gelieferten 
Mustern und Proben unterschied, führte gemäß § 4 
Abs. 1 zu dem Ergebnis, daß entgeltliche Lieferun- 
gen mit einem Rechnungswert im Rahmen der 
Höchstgrenze in den Genuß des erleichterten Ver- 
fahrens kamen, während die gleichen oder gerin- 
gerwertige Lieferungen, wenn sie unentgeltlich vor- 
genommen wurden, davon ausgeschlossen blieben, 
sofern der Grenzübergangswert durch die in die- 
sem Falle hinzuzuzählenden Vertriebskosten 
(hauptsächlich Frachtkosten, z. B. bei Luftfracht) 
die Höchstgrenze überschritt. Diese ungleiche Be- 
handlung wird mit der neuen Fassung vermieden. 

Buchstabe b 

Durch die neue Bestimmung werden die Verfah- 
renserleichterungen des § 32 Abs. 2 auf die nichtge- 


werbliche Einfuhr von Kunstgegenständen, Samm- 
lungsstücken und Antiquitäten erstreckt. 

Buchstabe c 

§ 32 Abs. 1 Nr. 11 kann gestrichen werden, da die 
Verfahrenserleichterungen des § 32 Abs. 2 für die in 
Absatz 1 Nr. 11 genannten Güter auch durch Ab- 
satz 1 Nr. 33 Buchstabe b und Nr. 36 Buchstabe d si- 
chergestellt sind und Fälle, in denen von Num- 
mer 11 Gebrauch gemacht wurde, seit vielen Jahren 
nicht mehr zu verzeichnen sind. 

9. Nummer 8 

Die Neufassung des § 61 Nr. 1 trägt einer Anregung 
des Bundesbeauftragten für Datenschutz Rech- 
nung, wonach der Meldepflichtige nicht gezwungen 
sein sollte, sämtliche Angaben für die Deutsche 
Bundesbank auch seinem beauftragten Geldinstitut 
offenzulegen. 

10. Nummer 9 

Die einzelnen Angaben auf dem Vordruck für die 
Einfuhrerklärung — Anlage E 1 zur Außenwirt- 
schaftsverordnung — sind neu angeordnet worden, 
damit der Vordruck bei der elektronischen Daten- 
verarbeitung verwandt werden kann. 


Artikel 2 

Dieser Artikel gestattet, daß auf Vorrat gedruckte 
Formulare — teilweise befristet — auf gebraucht 
werden. 


Artikel 3 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 


Artikel 4 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten der Verord- 
nung. 
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